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Das Maut-Theater

ist ein Lehrbeispiel, wie Regierungspolitik die wirklich
wichtigen Probleme links liegen lässt.

„Eine Maut muss her“, verkündet populistisch ein
Ministerpräsident im Wahlkampf. Eine Maut für Aus -
länder, weil die uns ja unsere schönen Autobahnen
kaputtfahren – und nix zoin. Das allein wäre schon
einen Aufschrei wert, aber es wird nüchtern mit europa -
rechtlichen Bedenken argumentiert.

Nun ist die Kopfgeburt eines Ministerpräsidenten also
auf den Weg gebracht. Und alle nicken wie die Wackel-
Dackel hinter den Heckscheiben: „Ja, ja! Stand ja schon
im Koalitionsvertrag, jetzt wird´s halt gemacht.“

Die Maut. Ein bürokratisches Monster, ein Nullsummen -
spiel (im besten Fall). Die Maut. Ein Schildbürgerstreich.
Die Regierungsparteien führen vor, dass man das
Sonnenlicht doch in Körben einfangen und ins dunkle
Rathaus schleppen kann. Oh, wie armselig! Zeitgleich
mit dem Stück „Maut in Schilda“ Vorstellung des
Armuts- und Reichtumsbericht. Medial eher eine
Randnotiz. 13 Millionen Menschen in Deutschland leben
an oder unterhalb der Armutsgrenze. Eine vierköpfige
Familie, die 2056 Euro monatliches Einkommen hat, gilt
als arm. 2056 Euro wird ungefähr die Summe sein, die
das  reichste eine Prozent der Bevölkerung in Deutsch -
land, in dem das Nettogeldvermögen durchschnittlich
19 Millionen Euro beträgt, täglich an Zinsen hat –
wenn’s ganz schlecht läuft.

Eine andere Einkommens-, eine andere Steuerpolitik ist
gefragt. Da war doch was?! Ach, ja. Erbschafts- und
Vermögenssteuer. Keine wirklich wichtigen Projekte auf
der Kabinettsagenda. Wir wissen schon: Das scheue 
Reh …usw., usw.

Auf unserer Agenda bleiben diese Themen ganz oben,
denn gerecht geht anders! Und wir dürfen sehr
gespannt sein auf das Urteil des Bundesverfassungs -
gerichts zum Erbschafts- und Schenkungssteuergesetz
der Bundesregierung. W
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VON BERND LOHRUM

Seit Jahren lesen wir immer unglaublichere
Ge schichten vom Ausbildungsmarkt: Es

seien nicht genügend ausbildungswillige junge
Menschen vorhanden, oder die Be werber/in -
nen für einen Ausbildungsplatz seien unge-
eignet, zu schlecht qualifiziert, könnten kaum
lesen und schreiben. Und angeblich nur des-
wegen blieben so viele Aus bildungsplätze un -
besetzt, denn die Wirt schaft würde ja gerne aus-
bilden.

Gleichzeitig aber rufen Wirtschaft und Politik unisono
nach gut qualifizierten – sprich gut ausgebildeten – ausländischen
Arbeitskräften. Doch entspricht dieses Lamentieren auch den tat-
sächlichen Verhältnissen? Sind die Bewerberinnen und Bewerber
für einen Ausbildungsplatz tatsächlich durch die Bank so unterqua-
lifiziert? Und muss tatsächlich jeder Ausbildungsplatz mit jungen
Menschen besetzt werden, die in ihrem Abschlusszeugnis einen
Einser-Schnitt vorweisen können?

Die Frage, warum jedes Jahr viele Ausbildungs plätze unbesetzt
bleiben, ist nicht leicht zu beantworten. So sind die Eigenschaften
der abgelehnten Bewerber/innen nirgendwo statistisch erfasst. An -
gaben zu den Gründen gibt es daher erst recht nicht – außer den
eher unspezifischen Aussagen der Wirtschafts verbände, die pau-
schal eine mangelnde Ausbildungsreife beklagen.

Doch auch wenn ein Ausbildungsplatz gefunden wurde, ist
längst nicht alles Gold, was glänzt. Denn jetzt zeigt sich die andere
Seite der Medaille: Knapp 12 Prozent aller Auszubildenden müssen
Tätigkeiten ausführen, die mit der Berufsausbildung rein gar nichts
zu tun haben, das zeigt der DGB-Jugend Ausbildungsreport 2014.
Bei mehr als einem Drittel aller Auszubildenden fallen Überstunden
an. Selbst das Jugendarbeitsschutzgesetz wird von den Aus bil -
dungsbetrieben ignoriert: Bei 13,2 Prozent der Auszubil denden
unter 18 Jahren fallen Arbeitszeiten von mehr als 40 Wochen -
stunden an, bei allen Auszubildenden sind es sogar 17,6 Prozent.
Kein Wunder also, dass in einigen Branchen zwischen 40 und 50
Prozent der Ausbildungen abgebrochen werden.

Dennoch dürfen die Chancen der Berufsausbildung, speziell der
dualen Berufsausbildung mit ihrer Kombination aus betrieblicher
Schulung und Praxis und dem Besuch der Berufsschule keineswegs
unterschätzt werden. Im Jahr 2011 schlossen etwa 1,2 Millionen
Jugendliche die allgemeine Schulbildung ab. Für die rund 57
Prozent der Jugendlichen mit Realschul- und Haupt schul abschluss

Schützt die 
Auszubildenden!
Die duale Berufsausbildung bietet die beste Chance für ein selbstbestimmtes Leben. Jedoch nur, wenn

auch die Rahmenbedingungen der Ausbildung stimmen. Und daran hapert es zunehmend.

sowie die Jugendlichen ohne Schul abschluss ist die
Berufsausbildung immer noch das Mittel der Wahl,

so Zahlen des Statistischen Bundesamtes.
Entsprechend groß ist auch die Nachfrage

nach Ausbildungsstellen, was dazu führt, dass
in vielen Regionen kaum ein Ausbildungsplatz
unbesetzt bleibt. Die Wahl des Aus bildungs -
berufs ist dabei von besonderer Bedeutung.
So ist der Anteil an Ausbildungsvertrags auf -

lösungen sehr unterschiedlich über die Bran -
chen verteilt. Die Spanne liegt dabei zwischen

6,1 Prozent Vertragsauflösungen bei den Bank -
kaufleuten und mehr als 41 Prozent bei den Fach ver -

käufern im Lebensmittelhandwerk. Die Spitze aber bildet
die Aus bildung bei den Köchen und Köchinnen: Knapp die Hälfte
aller Ausbildungen werden laut DGB-Ausbildungsreport dort abge-
brochen!

Die Ausbildungsbetriebe argumentieren in diesem Fall gerne
mit der mangelnden Ausbildungsreife. Doch sieht man sich die
Bedingungen der Ausbildung in diesen Berufen näher an, wird
schnell deutlich, dass die hohe Abbrecherquote wohl eher aus den
besonderen Belastungen durch extreme Arbeitszeiten resultiert.
Hier sollte mehr darauf geachtet werden, dass das Jugendarbeits -
schutzgesetz beachtet und verbindliche Ausbildungspläne einge-
halten werden. 

Eine Tatsache aber ist unstrittig: Das Risiko erwerbslos zu wer-
den, sinkt mit der Qualität der beruflichen Qualifikation. 2013 lag
dem Statistischen Amt der EU zufolge die Erwerbs losenrate bei
Personen ohne bzw. mit niedrigem Schulabschluss bei 12,5 Pro -
zent; bereits ein mittlerer Schulabschluss vermindert die Erwerbs -
losenrate auf rund 5 Prozent, die (Fach)Hochschulreife und ein
Studium auf gar 2,4 Prozent. Wer also dauerhaft ein selbstbe-
stimmtes Leben führen möchte, kommt an einer qualifizierten Aus -
bildung nicht vorbei.

Doch mit „beruflicher Qualifikation“ sind ganz sicher nicht
ge meint die merkwürdigen „Arbeitsverhältnisse“, in denen junge
Menschen über Monate hinweg unbezahlt oder gegen eine Auf -
wandsentschädigung in Betrieben mitarbeiten, um ihrem mögli-
chen künftigen Arbeitgeber ihre Fähigkeiten und Kenntnisse zu
beweisen. Tatsächlich werden sie nur als billigste, schutz- und
rechtlose Ar beits kräfte missbraucht. Es ist nicht Sinn von Aus -
bildung und Praktikum, sich unter dem Vorwand des „praktischen
Anwendens“ als Billigarbeitskraft ausbeuten zu lassen. Ein Prak -
tikum darf gerne Teil der Ausbildung oder der beruflichen Qualifi -
kation sein, dann aber im Rahmen eines Aus bildungs- oder Ar -
beits vertrages und mit klarer zeitlicher Perspektive. W

Foto: Jürgen Seidel
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SCHWERPUNKT:  AUSB ILDUNG

und Teamfähigkeit er wartet. In den vergangenen
Jahren wurde es immer schwieriger, geeignete
Auszubildende zu finden. Es gibt weniger Schü -
lerinnen und Schüler und viele streben an statt
einer Ausbildung ein Studium an. Nach der
Ausbildung wechseln viele junge Fachkräfte in
andere Branchen. Weniger Druck, günstigere
Arbeitszeiten und oftmals mehr Gehalt geben
hierfür den Ausschlag. Aber auch fehlende Auf -
stiegsmöglichkeiten vor allem im Privat- und
Geschäftsreisebereich ist ein Grund für einen
Wechsel. Es ist schon derzeit nicht im mer mög-
lich, freie und/oder frei werdende Stel len zu
besetzen. Der Arbeitsdruck auf die Beschäf tigten
steigt dadurch. Innerbetriebliche Weiter bildungs -
möglichkeiten werden verstärkt angeboten, um
dem Fachkräftemangel entgegen zu wirken.

Siehe Internetseiten der Touristikkonzerne so -
wie z.B. http://www.deutschertourismusver-
band.de/service/ausbildung-im-tourismus;
http://www.tourismus-azubi.de W

Annemarie Dinse

In der Reisebranche stehen eine Vielzahl von
 verschiedenen Arbeitsplätzen z.B. in Kur- und

Freizeiteinrichtungen, in Reisebüros, im Ge -
schäfts  reisebereich und bei Reiseveranstaltern zur
Verfügung. Entsprechend groß sind die Aus bil -
dungs möglichkeiten. In den klassischen Berei -

chen der Touristik ist dies die Tourismus kauffrau
bzw. der Tourismuskaufmann für Privat- und
Ge schäftsreisen. Die Tätigkeiten umfassen alle
Be reiche von der Zusammenstellung der
Reise wünsche des Kunden, Marketing bis
zum Ver kauf. Die fachkundige Beratung der
Kunden ist immer noch ein wichtiger Teil der
Tätigkeit. Die Veränderungen durch die In -
formations- und Buchungsmöglichkeiten im

Intranet müssen be rück sichtigt werden, um die
Kunden zu behalten. Auch bei den Reise ver -

anstaltern spielen die technischen Möglich keiten
z.B. im Einkauf und bei der Katalog gestaltung
eine große Rolle. Die An forderungen an Berufs -
anfänger/innen sind hoch. Neben einem entspre-
chenden Schul ab schluss, Sprach- und Geo -
graphie kenntnissen werden hohes Engage ment

Schutz und Sicherheit mit IHK-Ab -
schluss eingeführt. Hier können die
Aus zubildenden einen Ausbildungsvertrag über zwei Jahre ab -
schließen und dann nach zwei Jahren die IHK-Prüfung machen.
Zum Vergleich: Die Servicekraft entspricht dem Verkäufer und die
Fachkraft dem Einzelhandelskaufmann.

Die Ausbildungsvergütungen liegen im 1. Ausbildungsjahr zwi-
schen 425 Euro (Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen-Anhalt) und 650 Euro (Baden-Württemberg). Und im 
3. Ausbildungsjahr zwischen 585 Euro (Bremen) und 750 Euro
(Baden-Württemberg).

Jährlich gibt es circa 1.200 Azubis. Die Prüfung bestanden 2013
737 Fachkräfte für Schutz- u. Sicherheit, sowie 176 Servicekräfte
für Sicherheit. Mittlerweile gibt es einen qualitativen Auszubil den -
denmangel, denn die Anforderungen bei den Sicherheitsdiensten
steigen ständig. W

Hans-Peter Kilian

Als um die Jahrtausendwende endlich eine Ausbildung als
Fachkraft für Schutz und Sicherheit installiert wurde, war die

Begeisterung bei den Arbeitgebern in der Sicherheitsbranche nicht
sehr groß. ver.di und die Vorgängerorganisation ÖTV hatten im
 jahrelangen Ringen den Ausbildungsberuf endlich durchgesetzt.

Bisher hatte man die Mitarbeiter/innen zur IHK-Schulung 34a
geschickt oder sie durch diverse Lehrgänge geschult und sie dann
bei der Industrie- und Handelkammer die Prüfung zur IHK-geprüf-
ten Werkschutzfachkraft ablegen lassen.

In den ersten Jahren wurden die Auszubildenden zu schnell und
zu viel im normalen Dienst eingesetzt. Und da sie kaum Unter -
stützung bei den Prüfungsvorbereitungen bekamen, kam das
große Erwachen dann bei den IHK-Prüfungen. Inzwischen haben
die Firmen ihre Ausbildungskonzepte verbessert. Regelmäßiger
Objektwechsel gehört nun zum Standard der Ausbildung. 

Um weiteren Auszubildenden eine Chance zu geben, hat man
seit einigen Jahren auch die Ausbildung für die Service kraft für

Reisebranche

Fachkraft für Schutz und Sicherheit – seit mehr als

zehn Jahren ein Ausbildungsberuf

Schutz & Sicherheit

Hohe Anforderungen – Mangel an geeigneten Auszubildenden – 

häufiger Wechsel in andere Branchen
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SCHWERPUNKT:  AUSB ILDUNG

Im Workshop „Berufsausbildung im Callcenter – Bilanz und
Zukunftsperspektiven“ auf der diesjährigen CC-Tagung (siehe

Seite 7) wurde über die Erfahrungen der ersten acht Jahre Aus -
bildung in der Branche lebhaft diskutiert. Fakten lieferte die
Referentin Uta Kupfer aus dem Be reich Bildungspolitik der ver.di-
Bundes verwal tung, über Erfahrungen mit der Berufsausbildung in
CC-Standorten berichteten die anwesenden Betriebsräte. Uta
Kupfer erläuterte: „Ende 2012 gab es fast 4.000 Auszubildende in
der Branche, darunter knapp 20 Prozent (= 729), die den Aus -
bildungsberuf Servicefachkraft für Dialog marke ting erlernen und
über 3.100 Aus bildungs verhältnisse für den Kaufmann/die
Kauffrau für Dialogmarketing.“ Recht bemerkenswert ist die Ab -
brecherquote von 30 bzw. 19 Prozent auf der einen Seite, interes-

sant die Quoten für das
Bestehen der Prüfung, die gut
bei 85 bzw. 95 Prozent lagen.

Insgesamt wurde die Erwartung formuliert, dass eine Neu -
ordnung der Ausbildungsberufe notwendig sei, zum einen sinkt
der Anteil der Telefonie, zum anderen werden die An for de rungen
komplexer (multi-channel Lösungen, social media). Einig waren
sich die Anwesenden: Die zweijährige „Schmal spur ausbildung“
muss weg und die dreijährige mit Wahlqualifikationen in verschie-
dene Richtungen angereichert werden. Eine Evaluation der Aus bil -
dungs berufe sollte zügig in Angriff genommen werden. W

Ulrich Beiderwieden

Der Ausbildungsreport 2014 des DGB zeigt zahl-
reiche Be nach teiligungen für Auszubildende

im Friseurhandwerk. Dies be trifft sowohl die Ar -
beitsbedingungen als auch die Ent lohnung in der
Branche.

So müssen etwa 22,6 Prozent der angehenden Fri -
seur/in nen ausbildungsfremde Tätigkeiten leisten. Damit standen
sie an der Spitze der befragten Ausbildungsberufe. Zum Ver gleich:
Bei den Metall bauer/innen sind es nur 6,7 Prozent.

Unvergütete Überstunden ohne Freizeitausgleich werden in
einigen Berufen anscheinend als „normal“ angesehen und gehö-
ren damit auch für Auszubildende mit dazu. So gab beispielsweise
weniger als die Hälfte der befragten Friseur/innen (47,4 Prozent)
an, einen Ausgleich für geleistete Überstunden zu erhalten. In
anderen Ausbildungsberufen hingegen ist der Ausgleich von Über -
stunden gängige Praxis: So bekommen u.a. mehr als vier Fünftel
der angehenden Bankkaufleute, Industriekaufleute sowie Indus -
triemechaniker/innen ihre Überstunden entweder in Form eines
Frei zeitausgleichs oder finanziell vergütet.

Noch immer können einige Auszubildende ihre Berufs schul -
zeiten nicht auf die wöchentliche Arbeitszeit anrechnen, weil die
Betriebe die im Ausbildungsvertrag festgeschriebenen Arbeits zeiten
als rein betrieblich für sich reklamieren. So gaben 5,1 Pro zent der
Befragten an, die Zeiten des Berufsschulunterrichts „immer“ oder
„häufig“ im Betrieb nacharbeiten zu müssen, bei weiteren 11,1
Prozent ist dies immerhin „manchmal“ oder „selten“ der Fall.
Davon betroffen sind, wie bereits in den zurückliegenden Jahren, in

besonderem Maße auch angehende Friseur/innen. Und
auch in der tarifvertraglich geregelten Bezahlung der
Auszubildenden stehen die Friseur/in nen vergleichs-
weise schlecht da. Beispielsweise verdienen Mecha -

troniker/innen in der Aus bil dung in West deutschland
durchschnittlich doppelt so viel (938 Euro) wie Fri seur/in -

nen (469 Euro). In Ostdeutschland fällt dieser Un ter  schied noch
deutlicher aus, da angehende Friseur/innen mit durchschnittlich
269 Euro nur 57 Prozent der Ausbildungs ver gütung ihrer Kol -
leg/innen in Westdeutschland erreichen. Die Aus bildungs ver gü -
tungen der Friseur/innen im ersten Lehrjahr bewegen sich insge-
samt zwischen 158,50 Euro in Mecklenburg-Vor pommern und 450
Euro in Bayern.

Entsprechend schwierig ist es für Azubis im Friseurhandwerk,
den eigenen Lebensunterhalt mit der Ausbildungsvergütung zu
bestreiten: Während 64,4 Prozent der Industriemechaniker/innen
und 63,9 Prozent der Bankkaufleute angeben, ohne zusätzliche
finanzielle Unterstützung mit ihrer Ausbildungsvergütung zurecht-
zukommen, liegt dieser Anteil bei den Friseur/innen mit 30,4 Pro -
zent deutlich niedriger.

Zusätzlich belastet werden die angehenden Friseur/innen durch
anfallende Kosten bei ihrem Ausbildungsberuf. So müssen 46,7
Prozent der Friseur/innen eigene Arbeitsmaterialien kaufen. Bei
den Industriemechaniker/innen sind dies nur 4,8 Prozent und bei
den Bürokaufleuten, Industriekaufleuten sind dies jeweils 5,0
Prozent. Die Friseur/innen müssen für die Arbeitsmaterialien durch-
schnittlich 247 Euro im Jahr aufbringen. W

Uta von Schrenk

Mehrere tausend Auszubildende – Abbrecherqoute 

recht hoch – Evaluation nötig 

Callcenter 

Azubis laut DGB-Report benachteiligt

Friseurhandwerk
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„Stark
verbesserungs-

würdig“

die besonderen: Der DGB betrachtet die Entwicklungen auf
dem Ausbildungsmarkt mit Sorge. Nur zwei Drittel aller Aus -
bildungswilligen finden eine Stelle – und zugleich klagen die
Unternehmen vermehrt über unbesetzte Ausbildungsplätze. 
Was ist die Ursache für diese Ausbildungslücke?

André Zeitler: Für die Klage der Unternehmen über unbesetzte
Ausbildungsplätze ist oft die mangelnde Ausbildungsreife der
Unternehmen selbst das Problem! Denn Verstöße gegen Arbeits -
schutzgesetze sind leider keine Seltenheit mehr. Zu diesen
Ergebnissen kommt auch der neunte Ausbildungsreport der
DGB-Jugend. Oft gibt es in eben den Unternehmen bzw.
Branchen starke Besetzungsprobleme, die massive Probleme 
mit der Ausbildungsqualität aufweisen. Hier ist es für uns kein
Zufall, dass häufig gerade jene Branchen auch über
Fachkräftemangel klagen.

Es gibt also Problembranchen. Welche Branchen bei ver.di
 zeigen eine mangelnde Ausbildungsqualität?

Hier sind auf jeden Fall der Einzelhandel und das Friseurhand -
werk hervorzuheben. Bei der Betrachtung sind viele Faktoren
negativ zu bewerten. Die meisten Auszubildenden  klagen über
zu viele Überstunden, zu niedrige Ausbildungs vergütung für ein
selbstbestimmtes Leben, ausbildungsfremde Tätigkeiten und
mangelnde fachliche Anleitung in der Ausbildung. Letzteres gilt
vor allem im Einzelhandel, wie z.B. bei Verkäufer/innen und
Fachverkäufer/innen im Lebensmittelhandwerk.

Was sind insbesondere die Probleme für Auszubildende in den
Branchen des Fachbereichs 13?

Die Ausbildungsqualität im Fachbereich Besondere Dienst -
leistungen ist leider zumeist immer noch stark verbesserungs-
würdig. Es bestehen auch weitere grundlegende Probleme. Zum
einen ist hier immer wieder die Ausbildungsvergütung Thema,
die unserer Meinung nach in den meisten Fällen noch wesentlich
zu gering ausfällt. Ein weiteres Problem stellt oftmals die Über -
nahme nach der Ausbildung dar.

Was kann die ver.di Jugend hier tun?

Wir als ver.di Jugend müssen an dieser Stelle dafür sorgen, die
Auszubildenden auf diese Missstände hinzuweisen, sie über

Beteiligungsmöglichkeiten aufzuklären und ihnen deutlich
machen, dass es sich lohnt, sich gemeinsam gegen schlechte
Ausbildungsbedingungen zu wehren und nicht tatenlos zu -
zuschauen.

Was ratet Ihr Ausbildungswilligen gerade unserer Branchen – 
die eben nicht die guten Bedingungen der Industrie oder 
Banken bieten können?

Wir können an dieser Stelle nur appellieren, dass die Unter -
nehmen – egal welcher Größe – ihrem Auftrag nach dem
Jugendarbeitsschutzgesetz und dem Berufsbildungsgesetz
 nachkommen. Sie sollen das Thema Ausbildung wieder ernst
nehmen und den Auszubildenden während ihrer Ausbildungs -
zeit etwas beibringen, damit sie später von einer gut qualifizier-
ten Arbeits kraft profitieren können. Hier bringt es niemandem
etwas, sie als billige Arbeitskraft zu missbrauchen und sie so
dazu zu  bringen, sich nach der Ausbildung anderweitig zu
 orientieren bzw. sogar während der Ausbildungszeit die Aus -
bildung abzubrechen. Die Lebensrealität der Auszubildenden 
hat sich grundlegend verändert. Darauf müssen auch die
Unternehmen  reagieren!

Was will die ver.di Jugend für die Auszubildenden erreichen?

Im gerade erst veröffentlichten Ausbildungsreport wurde wieder
einmal deutlich, dass sich viele Faktoren grundlegend verändert
haben. Die Kosten für Auszubildende sind immens gestiegen.
Zum Beispiel müssen 46,7 Prozent der Friseur/innen ihr eigenes
Arbeitsmaterial kaufen. Wir sind der Meinung, dass das nicht
geht und müssen hier aktiv werden!

Ein weiterer wichtiger Punkt, den wir als ver.di Jugend voran -
treiben wollen, ist die Mindestausbildungsvergütung. Aktuell
 diskutieren wir hier einen Vorschlag innerhalb der Gewerk -
schafts jugend. Nachdem – zu unserem Bedauern – der
Mindestlohn mit Ausnahmen eingeführt wurde, muss sich die
Politik hier erneut bewegen! Wir sind der Auffassung, dass 
gute Ausbildung und hohe Erwartungen gleichbedeutend mit
einer fairen Ausbildungsvergütung sind! W

Fragen: Uta von Schrenk 

André Zeitler, 
stellvertretender 
Vor sitzender der ver.di
Jugend, über die mangel -
haften Ausbildungs -
bedingungen bei
den Besonderen 
Dienst leistungen
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CALLCE NTE R

Auf ihrer diesjährigen Tagung verabschiedeten die Callcenter-Betriebsräte

eine Resolution zu den schwierigen Arbeitsbedingungen der Branche

TBS-Netz und ver.di hatten zu einer Tagung ein-
geladen und knapp 70 Teilnehmerinnen und

Teilnehmer waren gekommen. Im Plenum als
auch in Workshops wurden Themen wie Mindest -
lohn und Tarifvertrag, aktuelles Daten schutzrecht
und spezieller Beschäftigtendaten schutz in Call -
centern, Regelungen gegen Leistungs- und
Verhal tenskontrolle und die Möglichkeiten des
staatlichen Arbeitsschutzes behandelt.

Wichtige Themen in den Workshops

Dazu wurden Themen wie Betriebliches Gesund -
heits management, Berufsausbildung in Call  cen -
tern, Ergebnisse des DGB-Index Gute Arbeit, spe-
ziell Callcenter, Arbeitszeitflexibili sierung und
 Per sonaleinsatzplanung behandelt.

Fachkundige Referentinnen und Referenten
berichteten und diskutierten zu Themen wie „10-
jährige Erfahrung mit dem betrieblichen Ein -
gliederungsmanagement BEM“ und zur Initiative
„Faire Arbeit – Fairer Wettbewerb“ der Landes -
regierung in Nordrhein-Westfalen.

Ein weiterer Schwerpunkt war das Thema psy-
chische Belastungen im Callcenter, dazu gab es
Tipps und Hinweise zu den Arbeitsmöglichkeiten
der Betriebsräte und das Aufzeigen der politi-
schen Handlungsebene.

Podiumsdiskussion mit Politikern

Abgerundet wurde die Tagung mit einer Po di -
ums  diskussion zu aktuellen Themen in Call -
centern mit Vertreter/innen der im Bundestag ver-
tretenen Parteien. Daran nahmen Teil: Beate

Müller-Gemmeke (Bündnis 90/Die Grünen), Ralf
Kapschak (SPD) und Niema Movassat (Die Linke).
Die Moderation lag bei Klaus Hess vom TBS-Netz.

Abschlusserklärung aus der Tagung
heraus

Zum Abschluss verabschiedeten die Teilneh me -
rinnen und Teilnehmer eine Resolution zu den
aktuellen Problemen der Branche aus Be schäftig -
tensicht. Sie kamen zu dem Schluss, dass sich
noch vieles ändern muss, damit hier Arbeitsplätze
mit sozialverträglichen Arbeits bedingungen ent-
stehen. Arbeitshetze, Leistungs druck, übermäßi-
ge Kontrolle, Missachtung von Grundregeln des
Arbeitsschutzes und schlechte Bezahlung sind
noch viel zu oft anzutreffen. Arbeitgeber und
Poli tik werden aufgefordert, im Sinne einer Ver -
besserung der Arbeitsbedin gungen aktiv zu wer-
den. (Auszüge siehe rechts)

Abschließend noch ein paar Statements von
Teilnehmer/innen:

„Eine gute Tagung mit vielen wichtigen
Themen“, so Doris aus Halle. „Viele neue Kon -
takte zu anderen Betriebsräten geknüpft“, urteil-
te David aus Bremen. „Sehr informativ, aber leider
viel zu kurz“, meinte Leo aus Dortmund. „Viel
Neues für meine tägliche Arbeit erfahren“, sagte
Ute aus Wilhelmshaven und „Die Ge spräche am
Rande und der Erfahrungs aus tausch waren wich-
tig für mich“, urteilte Marlies aus Frankfurt
(Oder). W

Ulrich Beiderwieden

Gute Arbeit durchsetzen
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R E S O L U T I O N

W   Arbeitsbedingungen in
Call- und Service-Centern
verbessern!

Die Teilnehmerinnen und Teil -
nehmer der Tagung erwarten,
dass
• das drängende Problem der

zunehmenden psychischen
Belastungen und ihre teilweise
dramatischen gesundheitlichen
Folgen endlich angegangen
wird, Gefährdungsanalysen –
wie gesetzlich vorgeschrieben –
auch diesen Komplex einschlie-
ßen und konkrete Maßnahmen
zum Gesundheitsschutz unver-
züglich umgesetzt werden. 

• auskömmliche Löhne bezahlt
werden, die nicht auf dem
Niveau des Mindestlohns ver-
harren. Die Arbeitgeber werden
aufgefordert, endlich einen
tariffähigen Ver band zu grün-
den;

• Zeit- und Leiharbeit und befris -
tete Arbeitsverhältnisse zurück -
gedrängt, Ausnah meregelungen
zurückgeschraubt und recht -
liche Schlupflöcher gestopft
 werden;

• die generelle Ausnahme für
Call center vom Verbot der
Sonn tagsarbeit, die in den
Bedarfsgewerbeordnungen
 vieler Bundesländer festgelegt
ist, unverzüglich zurückgenom-
men wird; 

• Beschäftigte und Interessen -
vertretungen sich, unmittelbar
und ohne Sanktionen befürch-
ten zu müssen, an staatliche
Aufsichtsbehörden wie Arbeits -
schutzinstituti onen und Landes -
datenschutzbeauftragte
 wenden können;

• verhindert wird, dass durch 
die derzeit diskutierten Frei -
handels  abkommen TTIP, CETA
und TiSA Arbeitnehmerrechte
z.B. bei Arbeitsschutz und beim
Arbeitneh merdatenschutz aus-
gehebelt werden.

(Auszüge)
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TOUR IST IK

Gründet
Tarifkommissionen!
Weil die Verhandlungen mit der Tarifgemeinschaft des Deutschen Reise -

verbandes gescheitert sind, setzt ver.di in der Touristikbranche nun auf den

Abschluss von Haustarifen

VON ANNEMARIE DINSE

Wie in der letzten Ausgabe des Reports „die
besonderen“ (02/2014) berichtet, wurde

Ende Juni erneut ein Versuch unternommen, den
Flächentarif in der Touristik zu beleben. Dieser
Versuch ist durch die Blockadehaltung der Ver -
treter der Tarifgemeinschaft des Deutschen Reise -
verbandes (DRV-T) abermals gescheitert. 

Sämtliche Vorschläge der ver.di Bundes tarif -
kommission wurden abgelehnt. 
Dazu gehörten:
1.  unveränderte (Wieder-)Inkraftsetzung der von

der DRV-T in 2010 gekündigten §§ 3 bis 5 des
Manteltarifvertrages. Dies betrifft die Arbeits -
zeit, die Mehrarbeit und die Zuschläge.

2.  Tarifierung der von der DRV-T an die Mit -
glieds  unternehmen empfohlenen Gehaltser -
hö hungen von insgesamt 7,1 Prozent für die
Jahre 2011 bis 2013 und Verhandlungen über
Erhöhungen für das Jahr 2014.

3.  Einführung einer leistungsorientierten Ge -
halts  komponente „on top“, also zusätzlich
zur Grundvergütung.

Die anwesenden Vertreter der DRV-T machten
deutlich, dass sie nach wie vor an ihrer Forderung
zu mehr flexiblen Gehaltsbestandteilen für die
Beschäftigten im Vertrieb festhalten. Dieser Punkt
müsse zuerst gelöst werden, bevor über die ande-
ren „kleinen“ Punkte gesprochen werden könne. 

Dies ist für ver.di auch aufgrund von Rück -
meldungen der Mitglieder inakzeptabel. Das un -
ternehmerische Risiko würde auf die Beschäf tig -
ten verlagert. Macht das Unternehmen keinen
Gewinn, müssten die Beschäftigten auf Teile ihres
Gehaltes verzichten.

Daraufhin hat die ver.di-Bundestarif kommis -
sion Touristik (BTK) im August beschlossen, der-
zeit keine weiteren Sondierungsgespräche mit
der DRV-T anzustreben, da diese als nicht zielfüh-
rend erachtet werden. 

Diese Entscheidung hat sich die BTK nicht
leicht gemacht. Fast vierjährige Bemühungen, mit

der DRV-T einen neuen Flächentarifvertrag ab -
zuschließen, scheiterten an deren dauerhafter
Blockadehaltung.

Die Folge waren keine tarifierten Gehalts -
erhöhungen, was einen Reallohnverlust darstellt.
Es gab teilweise „freiwillige“ Zahlungen einzelner
Unternehmen, die jedoch einseitig nach Guts -
herrenart festgelegt wurden.

Grundsätzlich favorisiert ver.di Flächentarif ver -
träge. Sie gewährleisten, dass der Wettbewerb in
der Branche zwischen den Unternehmen nicht
über niedrigste Gehälter und schlechteste Ar -
beits  bedingungen ausgetragen wird. Ein so lange
währender Stillstand der tariflichen Ent wicklung
wird von der BTK als Rückschritt gesehen. Offen -
sichtlich ist die DRV-T nicht bereit, ihrer Verant -
wortung als Tarifvertragspartei gerecht zu wer-
den.

So wird ver.di künftig den „Betonkopf“ DRV-T
außen vor lassen. Tarifvertragspartei sollen nun-
mehr die einzelnen Unternehmen für den Ab -
schluss von Haustarifverträgen sein. Bis dahin
bleiben die Flächentarifverträge Touristik in Kraft
bzw. wirken in den gekündigten Punkten nach.

Um Haustarife für einzelne Unternehmen zu
verhandeln und die Interessen der jeweiligen Be -
schäftigten zu vertreten ist es erforderlich, Tarif -
kommissionen in den Unternehmen zu bilden.
Voraussetzung ist eine entsprechende Mit -
gliederstärke der Beschäftigen in ver.di im jewei-
ligen Betrieb, um die gewerkschaftliche Durch -
setzung der Mitgliederinteressen zu ermöglichen.

Die Kolleginnen und Kollegen sind gefordert,
eigene Interessen in den Vordergrund zu stellen.
Dies war bisher in der Touristik nur selten der Fall.
Der Dienstleistungsgedanke gegenüber den Kun -
den und auch Ängste vor Repressalien von Seiten
des Arbeitgebers waren bisher größer.

Bei Fragen stehen die Betriebsgruppen von
ver.di bzw. die gewerkschaftlich organisierten Be -
triebsräte zur Verfügung. W

Informationen im Internet http://besondere-
dienste.verdi.de/branchen/touristik

I M M O B I L I E N

W   MIETPREIS-
BREMSE
Ausnahmen falsch

Wohnungsneubauten sollen
nun doch nicht unter die von der
Bundesregierung geplante Miet -
preisbremse fallen. Darauf haben
sich nach Berichten verschiedener
Medien die Fraktions spitzen von
CDU, CSU und SPD verständigt.

ver.di fordert dagegen eine
schnelle und umfängliche Um -
setzung der Mietpreisbremse.
„Wir freuen uns, dass nun endlich
etwas passiert zum Schutz der
Mieter“, sagt Jürgen Stahl,
zuständiger Bundesfach gruppen -
leiter Immobilien bei ver.di. „Die
Ausnahme für Neubauten und
umfassend sanierte Wohnungen
aber ist falsch, wir betrachten
dies als Kniefall vor der Immo -
bilienwirtschaft“, so der Gewerk -
schafter.

Die Mietpreisbremse soll bei
einem Mieterwechsel die neue
Miete künftig auf maximal zehn
Prozent über dem ortsüblichen
Niveau begrenzen. Bei Vermie -
tungen von Neubauwohnungen
gilt dieser Schutz für den neuen
Mieter nun doch nicht. Ursprüng -
lich war geplant, die Mietpreis -
bremse bei Neubauten nur bei
Erstvermietung und nur auf einen
Fünf-Jahres-Zeitraum auszuset-
zen. W

Uta von Schrenk 
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E U R O P A

W   EU-ARBEITSZEIT -
RICHTLINIE
Revision heißt Rückschritt

Die Europäische Kommission
hat angekündigt, in nächster Zeit
einen neuen Versuch zur Revision
der Arbeitszeitrichtlinie zu unter-
nehmen. Ihr Ziel dabei: geringere
Lohn- und Verwaltungskosten für
die Unternehmen, aber längere
und flexiblere Arbeitszeiten.

Die Überarbeitung erfolgt im
Rahmen des Bürokratie-Abbau-
Programms „REFIT“, insofern
wird die Kommission versuchen,
all die Regelungen, die dem
Schutz der Beschäftigten dienen,
als überflüssige, teure und kom-
plexe Büro kratie darzustellen.

Wie ist die Verwässerung der
Richtlinien bei den herrschenden
Mehrheiten im Europäischen
Parlament zu verhindern? Wer
hier hofft, das z.B. der Bundes -
mantelrahmentarifvertrag für
Sicherheitsdienstleistungen greift,
der liegt weit daneben.

In § 6 Arbeitszeit steht unter
1.1: „Die regelmäßige tägliche
Arbeitszeit soll acht Stunden
nicht überschreiten. Sie kann
ohne Vorliegen von Arbeitsbereit -
schaft auf bis zu zehn Stunden
verlängert werden. Darüber hin-
aus kann die Arbeitszeit auch
ohne Ausgleich über 10 Stunden
täglich verlängert werden, wenn
in die Arbeitszeit regelmäßig und
im erheblichen Umfang Arbeits -
bereitschaft fällt.“

In 1.4 steht: „Die Regel -
arbeits zeit je Monat sinkt in 2016
auf bis zu 228 Stunden.“

Die EU-Verordnung sieht der-
zeit eine Höchstarbeitszeit von
208 Stunden vor. Eine Regelung
der Arbeitsbereitschaft fehlt kom-
plett, ebenso ist die Rufbereit -
schaft in keiner Weise geregelt.

ver.di wird sich hier auf lang-
wierige Kämpfe vorbereiten
 müssen, um den Angriff auf über
Jahrzehnte erworbene Bestim -
mun gen abzuwehren. Es muss
heißen: Zuerst der Mensch und
dann die Märkte. W

Hans-Peter Kilian

Sicherheitsgewerbe und auch in anderen Be -
rufsgruppen kein Platz.

W   Unsere Dienstkleidung kann den Staat nicht
er setzen. Die Gewalt wird auch durch die Ver -
hältnisse in den Flüchtlingsunterkünften be -
 güns tigt. Menschen werden willkürlich in zu
großer Anzahl auf zu wenig Platz zusammen-
gepfercht. Keine Berücksichtigung der Kon -
flikte aus ihren Herkunftsländern. Die Inte gra -
tion in umliegende Stadtteile oder Ge meinden
wird durch die Kasernierung unmöglich ge -
macht. Hier müssen die Entscheidungs träger
aus Politik und Verwal tung ihre Verant wor -
tung endlich wahrnehmen. Unsere Dienst klei -
dung ist kein All heilmittel.

W   Der Staat zieht sich zurück und überlässt das
Feld den billigsten Anbietern. Mit tragischen
Konsequenzen drücken Städte und Gemein -
den auf die Kostenbremse. Zweifelhafte
Dienst    leister bekommen den Zuschlag und ver -
geben ihre Dienste an Subunternehmer. Das
letzte Glied in dieser Kette sind dann die
Sicherheitsmitarbeiter/innen, die dann die Ver -
antwortung übernehmen sollen für Zustände,
die sie nicht zu verantworten haben und für
die sie auch keine Ausbildung haben.

Wir fordern von den Verantwortlichen in der
Politik und den Sicherheitsunternehmen:
W   Kontrollieren Sie die Umsetzung Ihrer Verträge

in den Flüchtlingsunterkünften und verlassen
Sie sich nicht auf die Lippenbekenntnisse der
di rekt oder indirekt beteiligten Unternehmen.

W   Qualifizierte Aufgaben erfordern qualifiziertes
Personal, das auch entsprechend entlohnt
wer  den muss.

W   Stocken Sie Ihre Budgets für externe Dienst -
leister auf, damit genügend Spielraum für Qua -
lität und Personalbemessung vorhanden ist.

W   Richten Sie interne Frühwarnsysteme gegen
rechtsextremistische Einstellungen und Prakti -
ken von Sicherheitskräften ein.

W   Richten Sie unabhängige Ombuds-Leute in
den Unterkünften ein, die die Beschwerden
und Bedarfe von Flüchtlingen weiterverfolgen
können und auch ein Ohr für die Belange der
Sicherheitsdienstmitarbeiter/innen haben.“ W

VON HANS-PETER KILIAN

An aktuellen Beispielen zeigt sich die mangeln-
de Regulierung der Sicherheitsbranche. Etwa

bei der Bewachung von Flüchtlingsheimen durch
billige Bewacher. Die Misshandlungen von Flücht -
lingen in Asylbewerberheimen bringt es an den
Tag und die Branche unter großen Druck. Jürgen
Stahl, bei ver.di zuständig unter anderem für die
Wach- und Sicherheitsdienste, fehlt die Bereit -
schaft vieler Unternehmen, ihre Be schäf tigten im
ausreichenden Maß zu qualifizieren. Für die Tätig -
keit – egal ob an der Pforte einer Be hörde oder
einem Asylbewerberheim – wird nur ein 40-stün-
diger Kurs bei der Industrie- und Handels kammer,
sowie ein polizeiliches Füh rungsz eugnis benötigt.
Mit diesem Schein ist niemand für schwerwiegen-
de Aufgaben gerüstet.

Schuld ist das Sparen am falschen Fleck! Die
Kommunen, meistens klamm, schreiben keine
qualifizierte Ausbildung vor, sondern suchen die
Billigheimer. Weiter hin wird zugelassen, dass
auch Sub unter nehmer für die Bewachungsfirmen
tätig sind. Auch hier zeigen aktuelle Vorgänge in
Süddeutschland, was im Zusammenhang mit
Sub  unternehmen in der Bewachung für kriminel-
le Machenschaften möglich sind.

Aus diesem Grund sprachen sich Tarif kom mis -
sionsmitglieder Sicherheits dienstleis tun gen aus
Baden-Württemberg, Hamburg, Niedersachsen-
Bremen und Nordrhein-Westfalen in einer ge -
mein samen Sitzung für eine Resolution gegen
Rassismus im Bewachungsgewerbe aus.

Geschlagene und verletzte Flüchtlinge sind
nur ein kleiner Ausschnitt der Vorwürfe, die den
Sicherheitsdiensten in Flüchtlingsheimen ge -
macht werden.

Die bei ver.di organisierten Kolleg/innen des
Sicherheitsgewerbes sagen dazu:
W   „Kein Platz für menschenverachtenden Rassis -

mus. Für die Missachtung von Menschen -
rechten und das Vergreifen an der vermeint-
lich schwächsten Gruppe in unserer Ge -
sellschaft gibt es keine Entschuldigung. Für
rassistisch motivierte Gewalt ist bei uns im

Die Misshandlung von Flüchtlingen durch Bewacher ihres Asylbewerber -

heims zeigt die Mängel der Branche und bei der Vergabe von öffentlichen

Aufträgen

Zu wenig
Sicherheit

WACH-  UND S ICHERHE ITSD IENSTE
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T Ü V  N O R D

W   Mobilitätsplus für
ver.di-Mitglieder

In den Verhandlungen ist es
gelungen, einen Tarifvertrag mit
einem besonderen Fokus auf die
Weiterentwicklung der jungen
Generation abzuschließen. Für
die Monate April bis Juni 2014
gibt es eine Einmalzahlung von
400 Euro für die unteren Tarif -
gruppen und 270 Euro für alle
anderen Tarifgruppen. 

Die Entgelte steigen innerhalb
von zwei Jahren um 5,2 Prozent.
D.h., dass die Entgelte zum
1.7.2014 um 2,8 Prozent und
zum 1.4.2015 um weitere 2,4
Prozent erhöht werden. Die Lauf -
zeit des Tarifvertrages geht bis
zum 31.3.2016. Erstmals können
ver.di-Mitglieder auf eine Vorteils -
regelung Bezug nehmen und 
mit einem Mobilitätsplus jährlich 
255 Euro für sich in Anspruch
nehmen. Damit erhöht sich das
Volumen für ver.di-Mitglieder auf
fast 6 Prozent. 

Alternativ hierzu können
ver.di-Mitglieder diesen Bonus in
eine Altersversorgung einzahlen.
Auch für bisher tariflose Tochter-
Betriebe gibt es Verbesserungen:
Die Beschäf tigten der TÜV NORD
Umwelt GmbH haben seit 15
Jahren keine Gehaltserhöhung
mehr gehabt und für die inzwi-
schen mehrheitlichen „Neuen“
gelten keine Tarifverträge mehr.
Dies zu än dern, haben auf zwei
Ver sammlungen die Mitglieder
beschlossen und einen Über -
leitungs tarifvertrag in die TÜV
NORD-Welt erfolgreich verhan-
delt. W

Peter Bremme

TECHNISCHE  ÜBER WACHUNG

Hohe wirtschaftliche
Bedeutung
Auf ihrer Tagung Technische Überwachung legt ver.di eine Branchenanalyse

vor. Verbraucherschutz, neue Technologien und Globalisierung sorgen für

einen starken Umsatz- und Beschäftigungsanstieg in der Branche

VON ULRICH BEIDERWIEDEN

Im Bereich der technischen Überwachung gab es
in den vergangenen Jahren und gibt es weiter-

hin einen starken Beschäftigungsanstieg. Grund
genug für ver.di, eine Branchenanalyse erstellen
zu lassen, um die Entwicklung in Deutschland,
aber auch in Europa zu analysieren und tiefere
Erkenntnisse über Bedeutung und Struktur der
Branche zu erfahren.

Nach längerer Vorarbeit liegt diese Studie nun
vor und wurde anlässlich eines Treffens von
ehrenamtlichen Funktionären der TÜV’s und
hauptamtlichen Betreuungssekretären in Berlin
vorgestellt. Der Verfasser Claus Zanker von der
Input Consulting konnte dabei sehr plakativ die
Entwicklungen der Branche sowohl in wirtschaft-
licher Hinsicht als auch in Verbindung zur Be -
schäftigtenentwicklung darstellen. 

Gründe für die dynamische
Entwicklung

Treiber der dynamischen Branchenentwicklung in
den vergangenen Jahren sind die zunehmende
Bedeutung von Prozessstandards, der Produkt -
sicherheit und des Verbraucherschutzes, die
wachsende Nachfrage nach Überwachungs- und
Zertifizierungsleistungen, die Einführung neuer
Technologien (z.B. Photovoltaik, Elektro mobi lität)
und damit verbunden eine Erweiterung des Auf -
gabenfelds, die positive wirtschaftliche Ent -
wicklung in Asien, Lateinamerika, Mittel- und
Osteuropa (neue Märkte für technische Über -
wachungsleistungen) und die internationale
Produktion und global vernetzte Wert schöp -

fungsprozesse (deutscher) Unternehmen (Muster
„follow the customer“). Dies waren und sind
Grün de für kräftige Um satzsteigerungen, z.B.
allein in Deutschland von insgesamt knapp 25
Prozent in den Jahren 2008 bis 2011.

Beschäftigtenzuwachs deutlich zu
spüren

Aufgrund dieser neuen Arbeitsfelder kam es in
den vergangenen Jahren dann auch zu einem
doch starken Beschäftigtenaufbau, allein in den
Jahren 2008 bis 2012 von knapp 20 Prozent auf
rund Hunderttausend Beschäftigte. Der Analyse
ist weiter zu entnehmen, dass davon 85 Prozent
sozialversicherungspflichtig beschäftigt und gut
88 Prozent in Vollzeit tätig sind. Dazu kommt ein
hoher Anteil von Beschäftigten, die das Abitur
oder einen Fachhochschulabschluss haben.

Für Tarifverhandlungen stärken

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Tagung
waren sich in der Gesamtbewertung einig, dass
es sich um eine Branche mit hoher wirtschaftli-
cher Bedeutung handelt. Es gilt hier, perspekti-
visch die neugewählten Betriebsräte sowie die
vorhandenen Gesamt- und Konzernbetriebsräte
in ihrer Arbeit zu unterstützen und sie an ver.di zu
binden. Perspektivisch wurden Aktivitäten verab-
redet, die dieses Vorhaben unterstützen sollen.
Eine breitere Basisarbeit und bessere Mitglieder -
struktur ist darüber hinaus auch wichtig, um eine
Stärkung und Erhöhung des Organisationsgrades
zu erreichen, um auch bei künftigen Tarif ver hand -
lungen durchsetzungsstark zu bleiben. W

Quelle: Eurostat, Deutschland: Statistisches Bundesamt Quelle: Bundesagentur für Arbeit
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W   Die Landesregierung NRW und die Landtagsfraktionen werden
aufgefordert, eine Änderung der Landesverfassung und der Ge -
meindeordnung zu beschließen, die ein Bürgerbegeh ren/einen
Volksentscheid vor jedweder Privatisierung von Unternehmen,
die der Daseinsvorsorge dienen, zwingend vorschaltet. 

W   Weiter fordern wir die Landesregierung NRW und die Landtags -
fraktionen auf, die Eigentümer von sogenannten Schrott immo -
bi lien vorrangig an der Finanzierung der Wiederinstandsetzung
und Sanierung zu beteiligen und für den Ankauf von sogenann-
ten Schrottimmobilien, deren Verwertung und Neunutzung in
städtebaulichen Gesamtzusammenhängen einen Fond aufzu-
bauen und zu steuern.

W   Die Bemessung von Transferleistungen (Wohngeld und Kosten
der Unterkunft nach SGB II) ist von der Ausstattung der Woh -
nung abhängig zu machen, insbesondere hinsichtlich der ener-
getischen und altersgerechten Ertüchtigung.

W   Bei der Aufstellung von Mietspiegeln, die den Kommunen ob -
liegt, ist der energetische Standard einer Wohnung mit so
hohem Gewicht zu bewerten, dass Wohnungsunternehmen
bevorzugt in energetische Maßnahmen gemäß Energie spar -
verordnung (EnEV) investieren, statt in die Verbesserung der
Ausstattung wie Laminat, luxuriöse Bäder etc. 

W   Um den bestehenden Wohnungsbestand für altersgerechte
An sprüche nachzurüsten, müssen praktikable Lösungen, auch
außer  halb von DIN-Normen erarbeitet und finanzielle Anreize
geschaffen werden, so dass Senior/innen lange in ihrer vertrau-
ten Wohnung und Umgebung bleiben können.

W   Das Thema Wohnen und Energieverbrauch muss Eingang in die
Lehrpläne aller Schulformen finden. Denn nur wer den Zu sam -
menhang zwischen Energieerzeugung, Energieverbrauch und
Energiekosten im privaten Haushalt früh genug erkennt, geht
sparsam mit Energie um. 

Diese Beschlüsse sind auf NRW ausgerichtet. Doch finden sich
darin auch für andere Bundesländer Lösungsansätze. Und dies ist
erst der Anfang einer Diskussion, die wir gern im Bundesfach -
bereich weiterführen möchten. W

VON MONIKA RÖSENER

Lange Zeit war es still in ver.di zum Thema Wohnungspolitik. Viel
zu lange hat sich der Fachbereich 13 nicht mit diesem für unser

Zusammenleben so wichtigen Thema auseinander gesetzt. Dabei –
ein Dach über dem Kopf braucht jeder.

Mit den Beschlüssen der Konferenz vom 7. und 8. November
2014 gehen wir Nordrhein-Westfalen in die Offensive. Unser
Grundsatz, Wohnen ist ein Grundrecht und die Sicherung der
Versorgung mit Wohnraum eine staatliche Aufgabe, erfordert
Maßnahmen, insbesondere in Städten mit angespanntem Woh -
nungsmarkt. 

Es war ein Fehler, kommunale und landeseigene Gesellschaften,
mit allein in NRW ca. 600.000 Wohnungen, zu verkaufen. Dies
können wir nicht rückgängig machen. Umso wichtiger ist die kon-
tinuierliche Auseinandersetzung mit aktuellen Fragestellungen und
der Suche nach Lösungen für die Zukunft.

Wollen wir nicht alle ein Umsteuern in der Politik mit folgenden
Zielen? 
W   Eine Entwicklung der Stadtteile, in denen Jung und Alt, Men -

schen mit gutem und weniger gutem Einkommen, multikultu-
rell und in Frieden miteinander leben können. 

W   Eine Beteiligung der Betroffenen in einer sozialen Stadt mit
Integration statt Ausgrenzung. 

W   Eine aktive Wohnpolitik betreiben, statt diese den Akteuren auf
dem Finanzmarkt zu überlassen. 

W   Die kommunale Demokratie stärken, gemeinsam mit den Bür -
ger/innen. 

W   Die Rechte der Mitarbeiter/innen in Wohnungsunternehmen
wahren und stärken, mit starken Betriebsratsgremien, Jugend-
und Ausbildungsvertretungen und Schwerbehinderten vertre -
tungen. 

W   Die Flucht aus dem Tarif stoppen, denn nur wertgeschätzte Mit -
arbeiter/innen, die auch gut bezahlt und qualifiziert sind, wer-
den die anspruchsvolle Arbeit in der Wohnungswirtschaft zur
Zufriedenheit der Mieter/innen, aber auch der Unter neh men
leisten können. 

Dazu haben wir erste konkrete Forderungen (auszugsweise) be -
schlossen:
W   Alle gewerkschaftlichen Gremien von ver.di werden aufgefor-

dert, jede Privatisierung öffentlicher, gewerkschaftlicher, kirch -
licher oder anderen sozialen Zielen verpflichteter Wohnungs -
gesellschaften abzulehnen und alle Initiativen von Beschäftigten
und Mieter/innen unterstützen, die sich gegen weitere Priva ti -
sie rungen in der Wohnungswirtschaft zur Wehr setzen. 

WOHNUNGSWIRTSCHAFT

W TERMIN
Tarifpolitische Konferenz in der
Wohnungswirtschaft
Vom 3. bis 4. März 2015 in der ver.di-Bundesverwaltung,
Paula-Thiede-Ufer 10, Berlin. 
     Einladung folgt im Januar über den Landes fachbereich oder
die bundesweite Homepage.
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Wohnen ist
Grundrecht
Die Landesbezirksfachbereichskonferenz NRW 

positioniert sich zu wohnungspolitischen Themen
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Gefällt mir

IN TER NES

„Stundenlohn des Grauens“ beim Ham burger Dungeon. Nicole
Jordan, BRV, berichtet vom Tarifabschluss mit Arbeitszeit ver kür -
zung in einer städtischen Wohnungs wirt schafts  tochter GMH/SSH.
Mit diesem Abschluss sind sämtliche Töchter der Stadt in der
Wohnungswirtschaft tarifiert. Angela Schmitz, Sprecherin der
Selbstständigen im Fachbereich, stellt die Beratungsspann breite
der 380 Mitglieder im FB 13 vor. Azuquo Udo, einer der Sprecher
der Lampedusa-Gruppe in Hamburg, schildert beeindruckend die
schon fast zwei Jahre andauernde Aus einandersetzung, um die
Möglichkeit, in Hamburg leben und arbeiten zu können und die
Unterstützung seiner „ver.di-Familie“. Über 800 Euro werden spon-
tan für die Flüchtlinge gesammelt.

Der neue Landesbezirksleiter Berthold Bose macht sich stark für
die Kampagne „Unbefristet“, bei der hamburgweit gegen befriste-
te Arbeitsverhältnisse vorgegangen wird. 

Die ehrenamtliche Bundesvorsitzende, Claudia Wörmann-
Adam, reflektiert die Herausforderungen für den Fachbereich und
schließt kämpferisch ihre Rede mit „Solidarity forever“.

Dreieinhalb Stunden später – nach den Wahlen – klingt die
Konferenz mit einem Sektempfang, einem grandiosen Buffet und
der Hoffnung aus, beim nächsten Mal die aufwendigen ver.di-
Strukturen gemeinsam vereinfacht zu haben. W

VON PETER BREMME

Der Berichtszeitraum ist der erfolgreichste, anstrengendste und
turbulenteste, den der Fachbereich Besondere Dienst leis tun -

gen in Hamburg bisher erlebt hat.
W   Wir haben die beste Mitglieder- und Beitragsentwicklung aller

Zeiten. Fast 7.000 Mitglieder und einen Durchschnittsbeitrag
von über 14,50 Euro – das gab es noch nie!

W   Wir haben mit 18 Prozent Steigerung den besten Tarifabschluss
in der Geschichte des Fachbereichs am Flughafen Hamburg
erzielt!

W   Wir haben mit unserem politischen Engagement zum Umgang
des Hamburger Senats mit den Flüchtlingen aus Lampedusa
Gewerkschaftsgeschichte geschrieben – erstmals haben sich
Flüchtlinge als ver.di-Mitglieder organisiert und haben dabei die
politische Landschaft in Hamburg und die der Gewerkschaften
nachhaltig verändert.“

So beginnt Christiane Sattler, die ehrenamtliche Vorsitzende des FB
13, die Präsentation des Rechenschaftberichtes vor den 27
Delegierten und 20 Gästen. Im Zentrum stehen die Erfolge der
Betriebsräte, Vertrauensmenschen, Aktiven, also der Mitglieder.
Sämtliche Delegierte werden in dem Bericht mit ihrem Beitrag zum
Erfolg persönlich erwähnt und wertgeschätzt. Und das unter-
streicht die Solidarität, die die Vielfältigkeit im Fachbereich positiv
ausrichtet. Reinhard Löhr (Betriebsratsvorsitzender DSW Aviation)
stellt die Streiks am Flughafen vor, Ina Maria Seidel (Vorsitzende des
Europabetriebsrates Nielsen) das Ringen um die Haustarif ver -
tragsverhandlungen bei Nielsen. Emilija Mitrovic, Sprecherin des
Ratschlags Prostitution, beschreibt den Kampf der Hamburger
Mitglieder um Sperrgebiet und Prosti tutions gesetz. Auch unvollen-
dete Projekte kommen zur Sprache, wie der Streik gegen den

Anträge befassten sich mit den Fachgruppenstrukturen auf
Landesebene, dem Kampf gegen Niedriglohn, mit Perspektive 2015
und mit der fachbereichsübergreifenden Zusammenarbeit bei Call-
und Servicecentern.

Zur Vorsitzenden des Landesbezirksfachbereichsvorstandes
wurde Christine Kunz einstimmig wiedergewählt, als Stell ver tre -
ter/innen wurden Angela Stephan und Christian Hass gewählt. Ein
großes „Dankeschön“ an alle Haupt- und Ehrenamtlichen, an die
Delegierten und Gäste, die durch ihr Engagement vor und während
der Konferenz zu deren Gelingen beigetragen haben. W

Angela Stephan

Den Auftakt machten am 7.11.2014 in Berlin die Frauen: Auf -
grund der erfolgreichen Arbeit und Erfahrung des seit 2011

aktiven Frauennetzwerkes (FNW) wurde in der Landes bezirks fach -
bereichskonferenz der Frauen einstimmig der Beschluss gefasst,
erstmals einen Frauenvorstand zu wählen sowie das FNW weiterzu-
führen. 

Die am Nachmittag startende Landesbezirksfachbereichs -
konferenz mit den integrierten Fachgruppenkonferenzen war
neben den Wahlen geprägt von lebendigen Diskussionen zu
Themen aus dem Geschäftsbericht und den Grußworten von Petra
Gerstenkorn, Jörn Diers und Astrid Westhoff , u.a. zur Tarifeinheit.

Turbulent und erfolgreich

Frauen vernetzt

Landesbezirksfachbereichskonferenz Hamburg

Landesbezirksfachbereichskonferenz Berlin-Brandenburg
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VON JUTTA HÜFFELMANN

Auf erfolgreiche vier Jahre blicken die Delegierten und Gäste
der zweitägigen Konferenz des ver.di-Fachbereichs 13 in NRW

zurück. Eine hinreißende, rasante und dabei sehr gute Entwicklung
gibt es im Wach- und Sicherheitsgewerbe mit kämpferischen Ar -
beits  niederlegungen an den Flughäfen im Jahr 2013 und immer
mehr Mitgliedern (ein ganz spezieller Dank geht hierfür an unseren
Düsseldorfer Gewerkschaftskollegen Özay Tarim). 

Mit einer Konferenz am 30. April 2014 meldet sich ver.di in der
Diskussion um die Wohnungspolitik zu Wort, denn Gewerk schafts -
mitglieder sind auch Mieterinnen und Mieter, haben ein Interesse
an Städten, in denen sich gut leben und arbeiten lässt. Eine Ar -
beitsdiskussion mit dem in NRW fürs Wohnen zuständigen Minister
Michael Groschek ist für den Jahresbeginn 2015 vereinbart. 

Über die 30-Prozent-Frauenquote, die den Unternehmen im
Lande nun ins Haus stehen wird, debattieren die Frauen mit der
früheren stellvertretenden ver.di-Vorsitzenden Margret Mönig-
Raane. Sie weist darauf hin, dass mit einem Anteil von 30 Prozent
Frauen eine Kulturänderung begänne, z.B. würde der Respekt vor
dem Feierabend eingeführt (der sicherlich auch dem anderen Teil
der Menschen zugute käme). Sie merkt aber auch an, dass Frauen
ihr Größenbewusstsein aufpeppen müssen“ 

Auf dem Markt der ver.di-Themen stellen Kolleg/innen Projekte
vor wie die „Baustelle Zukunft“ von ver.di, die zukünftige Arbeits -
struktur der hauptamtlichen Gewerkschaftssekretär/innen im
Fachbereich 13 NRW, die Arbeit des Runden Tischs Wohnungs -
wirtschaft oder die Arbeit des Organizing Teams. 

Nach einer schönen Abendsause mit Theater und Disco bis zur
Bettschwere wird gewählt – in ver.di-Arbeit Erfahrene wissen, dass

dies eine Herausforderung der besonderen Art ist. Aber die Kon -
ferenz erarbeitet sich auch dies in Würde und Fröhlichkeit. Mit gro-
ßen Gefühlen werden die Kolleginnen und Kollegen verabschiedet,
die nicht mehr in dem auf der Konferenz neu gewählten ehrenamt-
lichen Landesbezirksfachbereichsvorstand arbeiten werden. Auch
die erste Vorsitzende seit ver.di-Gründung vor 13 Jah ren, Monika
Rösener, wird gefeiert – sie kandidierte nicht mehr zum Vorsitz,
stellt aber ihre Kenntnisse weiter im Präsidium zur Verfügung und
unterstützt so auch die neu gewählte Vorsitzende Elke Meissner
von der Verbraucherzentrale NRW.

Bei den von der Konferenz verabschiedeten Anträgen beschlie-
ßen die Teilnehmer/innen u.a., dass die Schlupflöcher beim Mindest -
lohn geschlossen werden müssen (Weiterleitung u.a. an den ver.di-
Bundeskongress) und dass die Sonntagsarbeit in Callcentern unter-
sagt werden soll. Dem ver.di-Bundeskongress werden einige Vor -
schläge zur Stärkung und Veränderung der Mitbestimmung in
Aufsichtsräten gemacht (z.B. durch Absenken der Schwellenwerte
bei der Wahl von Arbeitnehmervertreter/innen im Aufsichtsrat oder
dem Wegfallen des Beherrschungsvertrags als Voraussetzung). Am
letztgenannten Thema hatte eine Arbeitsgruppe des Landesfach -
bereichsvorstands gearbeitet. Ebenso war es beim Thema „Woh -
nungspolitik als Grundrecht“. Sieben differenzierte Anträge wie
zum Aufstellen von Mietspiegeln, zu den Anforderungen des
Wohnens im Alter, zum Umgang mit Schrottimmobilien bzw. deren
Eigentümern und gegen die Privatisierung weiterer öffentlicher,
gewerkschaftlicher, kirchlicher oder anderen sozialen Zielen ver-
pflichteter Wohnungsgesellschaften wurden ebenfalls beschlossen. 

Auf der ersten konstituierenden Sitzung des neu gewählten
Vor stands wird auch die hauptamtliche Landesleiterin Andrea
Becker mit viel Freude bestätigt.W

INTE RNE S

Gute Anträge – gute
Beschlüsse – gute Laune 

Engagierte Jugendliche gesucht

Landesbezirksfachbereichskonferenz Nordrhein-Westfalen

gemerkt wurde, dass auch im Fachbereich 13 tarifvertragliche
Rege lungen vereinbart wurden, die den Arbeitgebern weit über das
gesetzliche Maß hinausgehende Befristungsmöglichkeiten böten.
Die Jugendmandate konnten größtenteils nicht besetzt werden.
Interessierte Jugendliche sind eingeladen, ihre Themen zu benen-
nen und an der Fachbereichsarbeit teilzuhaben. W
http://besondere-dienste-nord.verdi.de

Dieter Altmann

Auf der vierten Landesbezirksfachbereichskonferenz von ver.di
Nord wurde Kristina Krüger (D+S communication center)

erneut zur Vorsitzenden des Fachbereichsvorstandes gewählt.
Nachdem Kollege Christian Koberg nicht wieder als stellvertreten-
der Vorsitzender kandidierte, wählte die Konferenz Gitta
Altenburger (SPD-Landesverband S.-H.) zur stellvertretenden
Vorsitzenden. Landesleiterin Karin Hesse kritisierte in ihrer An -
sprache an die Delegierten die prekären Beschäftigungs verhältnisse
im Norden, insbesondere im Hinblick auf Befristungen. Kritisch an -

Landesbezirksfachbereichskonferenz Nord
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VON CHRISTIAN SZEPAN

Beim Blick aus Jeffrey Raffos Büro zieht das fenstergroße ver.di-
Aktionsplakat in der Fas sade des gegenüberliegenden Post -

gebäudes die Blicke auf sich. Hinter oder neben diesem Hin gucker
scheint sich der Raum des Betriebsrats zu befinden. So zeigt die
Interessenvertretung für alle sichtbar auch nach außen hin Präsenz. 

ver.di in Branchen und Betrieben sichtbar und erlebbar machen
– das ist die Aufgabe Raffos. Mit der ursprünglich in den Ver -
einigten Staaten entwickelten Methode des Organizing erzeugt er
die notwendige Durchsetzungskraft, um Ziele zu erreichen. Sein
Weg führte ihn von einer ameri kanischen Gewerkschaft über ver-
schiedene Sta ti onen in Deutschland schließlich in den ver.di-
Landesbezirk NRW nach Düsseldorf.

Hier leitet er das nun auf zweieinhalb Jahre Dauer angelegte
Projekt in der Wohnungs wirt schaft. Dabei stand anfangs nicht fest,
in welcher Branche das Organizing durchgeführt würde:

Vorausgegangen war ein Auswahlverfahren, das von Raffo
begleitet wurde: Alle Fachbereiche konnten eine Bewerbung für
eine Branche abgeben und stellten sich einer Diskussion mit ihm.
Dies war für den Landesfachbereich Beondere Dienstleistungen
NRW besonders anspruchsvoll, da in keinem anderen ver.di-
Fachbereich so unterschiedliche Branchen zusammengefasst wer-
den und vorab eine interne Einigung notwendig war.

Die Wahl fiel auf die Wohnungswirtschaft, da hier ein großes
Potential gesehen wird. Ent sprechende Rückmeldungen der

Beschäftig ten liegen vor: Sie beklagen die immer weiter fortschrei-
tende Arbeitsverdichtung und eine ungerechte Bezahlung. 

In diesem Zusammenhang kann ver.di auch eine gesellschafts-
politische Aufgabe wahrnehmen, da eine Verzahnung mit Mietern,
deren Interessenverbänden und der Politik möglich wird. Letzteres
spielt im Organizingprojekt zwar nur eine marginale Rolle.
Allerdings wird das Thema im Rahmen von Runden Tischen (wir
berichteten in der letzten Ausgabe) und anderen Aktionen beglei-
tet. Raffo findet sehr bedauerlich, dass in der allgemeinen politi-
schen Diskussion die Beschäftigten kaum wahrgenommen werden.
Un ter stützt von den Sekretären des Fach bereichs sondierte das
Team um Raffo zunächst die Branche, um dann eine Projekt -
planung zu entwickeln. Es kam schon in dieser frühen Phase zu
ersten Aktionen: In Bochum hat mit dem Europäischen Bildungs -
zentrum der Wohnungs- und Immobilien wirt schaft eine zentrale
Institution ihren Sitz. Außerdem befindet sich in Bochum die
Hauptverwaltung der Deutschen Annington. Mit 210 000 eigenen
oder verwalteten Wohnungen ist dies das größte Wohnungs -
unternehmen in Deutschland (Quelle: Wikipedia.de). Gezielt mach-
te ver.di in diesem Umfeld auf sich aufmerksam, um viele Multi -
plikatoren zu erreichen.

Im Herbst vergangenen Jahres begann das Team mit verschie-
denen Aktionen. So beteiligte es sich schwerpunktmäßig an der
Themenwoche „Urlaubsgeld“. Der Fachbereich ist dabei im Um -
feld der Unternehmen der Wohnungs wirtschaft besonders aktiv
gewesen.

Da bereits zu diesem Zeitpunkt mehr Neu mitglieder als erwartet
gewonnen werden, entschließt sich der Landesbezirk, die Projekt -
dauer zu verlängern.

Zufrieden ist Raffo mit dem Verlauf. Hinter seinem Schreibtisch
prangt mit dickem Filzstift geschrieben ein riesiger handschriftlich
angefertigter Programmplan für die kommenden Wochen. Er stellt
fest, ver.di werde immer mehr als die zuständige Gewerkschaft der
Wohnungs wirtschaft wahrgenommen.

Auch in dieser Branche streben große Unter nehmen – beson-
ders nach deren Privatisierung – den Ausstieg aus der Tarifbindung
an. ver.di macht sich mit dem Organizing fit für die anstehenden
Tarifauseinandersetzungen. Dabei stehen der Erhalt und die Aus -
weitung des Flächentarif vertrags im Vordergrund. Raffo meint:
„Entgegen der Wahrnehmung unorganisierter Beschäftigter fallen
Tarifverträge nicht vom Himmel.“

Aufgrund des vorausschauenden Verhaltens konnten rechtzei-
tig Aktivenkreise aufgebaut werden. Daher sieht Raffo der an -
stehenden Auseinandersetzung mit den Arbeitgebern gelassen
entgegen. W

DA S  GUT E  BE ISP IEL

Jeffrey Raffo leitet seit Frühjahr 2013 das Organizingprojekt in der NRW

Wohnungswirtschaft. Im Blick: Die kommenden Tarifverhandlungen

Agieren statt reagieren
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O-TON

W   Volker Nüsse (36) ist seit Mai
2013 Fachbereichssekretär im
13er. Er stieg ein zur Geld-und-
Wert-Tarifrunde im vergangenen
Jahr und arbeitet derzeit vor
allem für den Bereich Touristik,
Freizeit, Wohlbefinden. Er betreut
verschiedene Konzerne in der
Touristik und das Friseurhand -
werk, in dem es nach der erfolg-
reichen Durchsetzung des
Mindest lohns nun um einen
Manteltarifvertrag und einen
Entgelttarifvertrag für die Auszu -
bil denden geht.

In der ver.di-Bundesverwal -
tung ist er jedoch nicht neu, hier
arbeitete er bereits seit Mai
2009 im Bereich Mitgliederent -
wick lung. Als Organizer hat er
vier Jahre in verschiedenen
Projekten gearbeitet. An der
Universitätsklinik Göttingen ging
es gegen die Ausgründungen
von Service bereichen, beim
Discounter Netto in Nordrhein-
Westfalen um den Aufbau
gewerkschaft licher Strukturen. 

Doch Volker Nüsse bringt
auch Erfahrungen aus sozialen
Bewegungen mit. Bereits wäh-
rend seines Studiums engagierte
sich der Politikwissenschaftler in
verschiedenen Projekten. Nach
dem Studium arbeitete er zu -
nächst in NGOs, u.a. dem
Niedersächsischen Flüchtlingsrat. 

Das Besondere an der Arbeit
im Fachbereich Besondere Dienst -
leistungen sei, dass in der Vielfalt
der Branchen auch die unter-
schiedlichsten Ansätze gewerk-
schaftlicher Arbeit zusammen
kämen. Branchen über greifende
Solidarität ist das Stichwort. W

Uta von Schrenk

P O R T R Ä T

Das Berufsbild wird überarbeitet. Statt Reise -
verkehrs- sollen nun Tourismuskaufleute ausge-
bildet werden. Die JAV kann nicht direkt in die-
sen Prozess eingreifen. Daher bringt sie in einer
gut besuchten Versammlung den Deut schen
Reiseverband, die betriebseigene Aus bildungs -
leitung, Berufsschullehrer und die Auszu bil den -
den zusammen. Anregungen und Bedenken vor
einer zu lehrplanfremden Aus bildung werden
den Akteuren vorgetragen.

Marvin Reschinsky wird Mitglied der Tarif -
kommission. Hier kann er eine verbindliche
Über   nahmeregelung für die Auszubildenden
durchsetzen. Nun wird in seinem Betrieb mehr
als die Hälfte jedes Abschlussjahrgangs nach
festen Leistungskriterien zu deutlich besseren
Bedingungen übernommen. Auch weitere Bene -
fits werden für die Auszubildenden tarifiert.

Seine Erfahrungen aus der Zeit als Mitglied
der JAV prägen nun Marvin Reschinskys Tätig -
keit als hauptamtlicher Jugendsekretär. Er for-
dert Betriebsräte auf, die Auszubildenden und
ihre Vertretung mehr in die Arbeit einzubinden.
Betriebsräte sollen die JAVen fordern und för-
dern und als unterstützender Ansprech part ner
da sein. Idealerweise geben die Betriebsräte das
Gefühl, gemeinsam trete man als ein Team dem
Arbeitgeber gegenüber.

Als Bundesjugendsekretär für die Fach be -
reiche 5 und 13 ist Marvin Reschinsky wieder
einer der Jüngsten, die mit einer solchen Auf -
gabe betraut werden. Er verweist auf das Ver -
trauen, die Un ter stüt zung und die Freiräume, die
ihm von den anderen Hauptamtlichen ent ge -
gen gebracht werden. Er sieht ein großes Poten -
 tial für seine Aufgabe. Als Jugendsekretär möch-
te er die Aktiven fördern, selbstbewusste JAVen
aufbauen und Kon zepte für die Zusammenarbeit
mit den Berufs schulen entwickeln. W

Christian Szepan

Reisen wollte Marvin Reschinsky schon im -
mer. Gerade deswegen hatte er nach sei-

nem Schulabschluss die Ausbildung zum Reise -
verkehrskaufmann begonnen. Düsseldorf, Karls -
ruhe und Berlin werden seine Stationen in den
kommenden achtzehn Monaten bei seiner Ein -
arbeitung als neuer ver.di-Jugendsekretär auf
Bundesebene sein. Nun zieht er zur Untermiete
in Hamburg bei einer Kollegin ein, um in deren
Wohnung in den kommenden Monaten zu
leben.

Sein gewerkschaftliches Engagement be -
ginnt als Mitglied der Jugend- und Auszubilden -
denvertretung (JAV) in der Hannoveraner Kon -
zern zentrale der TUI. Damals wird nur ein
Bruchteil der Auszubildenden übernommen.
Da bei werden ihnen immer schlechtere Kon di -
tionen angeboten.

Zunächst ist er enttäuscht von der fehlenden
Unterstützung der erwachsenen Gewerk schafts   -
mitglieder. Er macht viel, um die Älteren wach-
zurütteln, wenngleich er auch im Verhält nis zu
den anderen Auszubildenden einer der Jüngsten
ist.

Marvin Reschinsky erreicht die Auszu bil -
denden mit gezielter Lobbyarbeit und regel -
mäßigen „aktuellen Stunden“. Es werden
Team   seminare, lockere Gesprächsrunden und
Weihnachtsfeiern organisiert. Außerdem finden
Touren der Auszubildendenvertreter durch die
Konzernfilialen statt. So erhält die JAV die not-
wendige Unterstützung durch die Auszu bil den -
den. 

Zusammen mit dem Betriebsrat werden erste
Ziele erreicht: Ein Azubi-Feedbacksystem wird
eingeführt. Die Auszubildenden werden regel-
mäßig befragt, wie zufrieden sie mit ihrer Situ -
ation sind. Grundsätzlich sei er, sagt Reschinsky,
bei einem guten Ausbilder beschäftigt gewesen.
Die JAV drängt darauf, dieses Niveau zu halten.

Von der TUI JAV
zum ver.di
Jugendsekretär
Marvin Reschinsky hat die Interessen der Auszu -

bilden den in Betrieb und Tarifkommission erfolg-

reich durchgesetzt. Gerade 22 Jahre alt geworden,

arbeitet er sich seit diesem Herbst in seine neue

Aufgabe ein.
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Liebe Leserinnen, liebe Leser, 

wir wollen zwar nicht das Rad neu erfinden, uns aber weiter verbessern. Dies gelingt uns am besten, wenn wir wissen, was unsere Leser/innen erwarten
und was sie interessiert. Aus diesem Grund wären wir sehr dankbar, wenn Sie folgende Fragen beantworten würden und uns diese entweder per Post an:
ver.di-Bundesverwaltung, Fachbereich 13, Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin, per Fax an: 030.69 56-35 00 oder E-Mail: Stefan.Gaede@verdi.de
zusenden würden.

Der Fragebogen kann auch Online unter www.besondere- dienste.verdi.de ausgefüllt  werden.
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1.  Von „die besonderen“ lese ich …
      W alles         W viel         W wenig         W nichts

2.  Welchen Gesamteindruck machen „die besonderen“ auf Sie?
      Bitte bewerten Sie anhand der Zuordnung zu einem Extrem (1 oder 5) bzw.

stufen Sie ab (2 bis 4).

     „die besonderen“ sind …
     informativ                                                           nichtssagend
     unterhaltsam                                                      langweilig
     kritisch                                                                unkritisch
     aktuell                                                                nicht aktuell

     helfen mir in der Diskussion                                helfen nicht in
     mit Kolleg/innen                                                 Diskussionen

     hilfreich in meiner                                               unbrauchbar für
     gewerkschaft-                                                     meine gewerk-
     lichen Arbeit                                                       schaftl. Arbeit

     objektiv                                                              parteilich
     modern                                                              traditionell

3.  Wie beurteilen Sie… (1 = sehr gut/5 = schlecht)

     den Informationsgehalt der Artikel?
     [ 1 ]              [ 2 ]              [ 3 ]              [ 4 ]              [ 5 ]
     die Praxisnähe der Artikel? 
     [ 1 ]              [ 2 ]              [ 3 ]              [ 4 ]              [ 5 ]
     die Verständlichkeit der Texte?
     [ 1 ]              [ 2 ]              [ 3 ]              [ 4 ]              [ 5 ]
     das Layout?
     [ 1 ]              [ 2 ]              [ 3 ]              [ 4 ]              [ 5 ]
     Ihr Gesamturteil zu „die besonderen“
     [ 1 ]              [ 2 ]              [ 3 ]              [ 4 ]              [ 5 ]

4.  Wie wahrscheinlich ist es, dass Sie „die besonderen“ 
einem Freund oder Kolleg/innen weiterempfehlen?

      (höchst wahrscheinlich) (höchst unwahrscheinlich)

     [ 1 ]              [ 2 ]              [ 3 ]              [ 4 ]              [ 5 ]

5.  Welche Erscheinungsform würden Sie sich wünschen?
     W weiterhin als Printausgabe mit der ver.di Publik
     W als pdf zum Download von der Homepage 
     W beides
      W die einzelnen Beitrage mit weiterführenden Informationen

auf der Homepage

6.  Wie häufig nutzen Sie unseren Internetauftritt 
„besondere-dienste.verdi.de“?

     W täglich
     W 1  bis 3 mal pro Woche
     W mehrmals pro Monat
     W weniger als einmal pro Monat
     W nie
     W kenne „besondere-dienste.verdi.de“ nicht
     W habe keinen Online-Zugang

7.  Wenn Sie „besondere-dienste.verdi.de“ nutzen, welche
Schulnote geben Sie unserem Internetauftritt? 

     (sehr gut)             (schlecht)

     [ 1 ]              [ 2 ]              [ 3 ]              [ 4 ]              [ 5 ]

     Ihre Anmerkungen zu unserem Internetauftritt:

8.  Haben Sie Anregungen zur Verbesserung von „die
besonderen“?

9.  Welche Themen interessieren Sie besonders?
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